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 Executive Summary 

 

Economiesuisse und Swiss Family Business sind die Auftraggeber dieser Studie zur eidge-

nössischen Volksinitiative «Löhne entlasten, Kapital gerecht besteuern» («99%-Initiative»). 

Die Studie zeigt die Auswirkungen einer Kapitaleinkommensbesteuerung im Umfang von 

150% gemäss Initiative auf mittelständische Unternehmen und Familienunternehmen. 

Eigentlicher Kern der Studie bilden die Auswirkungen der Initiative auf die Unternehmens-

nachfolge. Ergänzt werden diese Überlegungen mit einer entsprechenden Fallkonstellation 

zu Start ups. 

Die Studie ist so aufgebaut, dass in Kapitel 3 die laufende Besteuerung von Einkommen 

aus unternehmerischer Tätigkeit nach geltendem Recht und nach einer allfälligen Einführung 

der 99%-Initiative dargestellt wird. Um eine repräsentative Bandbreite für die anwendbaren 

Steuersätze zu erhalten, wurden die Hauptorte Aarau, Zug und Lausanne als Wohnsitz bzw. 

Sitz der Gesellschaft ausgewählt.  

In Kapitel 3.3 wird ein typisches Fallbeispiel eines Unternehmers dargestellt. Das Fallbei-

spiel dient als Grundlage für die Vergleichsrechnungen im Rahmen dieser Studie. Dabei wird 

von einer unternehmerischen Tätigkeit ausgegangen, welche über dem zu bestimmenden 

Schwellenwert liegt, und die damit in den Anwendungsbereich der vorgesehenen Kapitalein-

kommensbesteuerung im Umfang von 150% fallen würde.  

Der Inhalt der Initiative wird in Kapitel 3.4 dargestellt. Da der Initiativtext auslegungsbedürf-

tig ist, wurde für diese Studie auf das Verständnis und die Auslegung durch die Initianten ab-

gestellt. In Kapitel 3.5 folgt die Darstellung der Besteuerung der Gesellschaft wie auch der 

Gesellschafter im Rahmen der 99%-Initiative.  

In Kapitel 3.6 werden die Auswirkungen der 99%-Initiative auf die laufende Besteuerung 

eines Familienunternehmens dargestellt. Die Erkenntnisse dieser Berechnungen, einerseits 

nach geltendem Recht, anderseits gemäss der 99%-Initiative, lassen sich wie folgt zusam-

menfassen:  

 Die Initiative führt zu einer erheblichen Zusatzbelastung des Unternehmers 

bei der laufenden Besteuerung. 

 Das verfügbare Einkommen aus unternehmerischer Tätigkeit sinkt mit 

der Initiative um 9.2% bis 28.9%. 

 Will bzw. muss der Unternehmer sein verfügbares Einkommen nach Steuern 

mit der 99%-Initiative gleich hoch wie nach geltendem Recht behalten, so 

muss er aufgrund des Substanzabflusses an den Staat seine laufenden Be-

züge erhöhen. Zu diesem Zweck müsste er sein jährliches Gehalt um 15% 

bis 39%, seine jährliche Dividende um 26% bis 92% erhöhen.  
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Daraus ergibt sich folgende Erkenntnis: die Zusatzbelastung durch die 99%-Initiative führt 

bei Familienunternehmen zu einem erheblichen jährlichen Abfluss von Mitteln an den Staat. 

Diesen Abfluss muss im Ergebnis das Unternehmen tragen, was zu einer Substanzent-

nahme aus der Unternehmung im Vergleich zur Situation nach geltendem Recht führt. Die 

laufende Substanzentnahme aus der Unternehmung durch zusätzliche Gehälter oder 

Dividenden schwächt die Unternehmen, führt zu weniger Investitionen und zu weniger 

Arbeitsplätzen. Der Anreiz für eine unternehmerische Tätigkeit sinkt bzw. wird ge-

schwächt. Die Standortattraktivität der Schweiz leidet.  

 

Kapitel 4 widmet sich als Schwerpunkt den Nachfolgeregelungen im Rahmen von Familien-

unternehmen. Aus verschiedenen Untersuchungen ergibt sich, dass 92% aller Nachfolgere-

gelungen entgeltlich erfolgen. Der Unternehmer ist in der Regel auf eine entgeltliche Nach-

folgeregelung angewiesen, da er aus dem Verkaufserlös entweder seinen zukünftigen Le-

bensunterhalt ganz oder teilweise finanzieren muss oder aber mehrere Kinder im Rahmen 

der Erbteilung gleichmässig abzugelten hat.  

In Kapitel 4.2 wird ein typischer Nachfolgeprozess als Fallbeispiel definiert. Die Steuerfol-

gen der Nachfolgeregelung nach geltendem Recht werden in Kapitel 4.4, nach der 99%-Initi-

ative in Kapitel 4.5 dargestellt. Bei einer Nachfolgeregelung wird die über viele Jahre aufge-

baute Firmensubstanz übertragen. Der im Rahmen der Initiative vorgesehene Schwellenwert 

wird selbst bei kleineren Firmenstrukturen deutlich überschritten und ist somit bei Nachfolge-

regelungen in seiner Wirkung vernachlässigbar. 

Die Auswirkungen der 99%-Initiative auf Nachfolgeregelungen lassen sich wie folgt zu-

sammenfassen: 

 Der Nettoerlös des Unternehmers aus der entgeltlichen Nachfolgerege-

lung sinkt nach Inkrafttreten der 99%-Initiative im Vergleich zum gelten-

den Recht um 26% bis 58%. Die Differenz ergibt sich durch den substanzi-

ellen Abfluss eines Teils des Verkaufserlöses durch die Initiative an den 

Staat.  

 Will bzw. muss der Unternehmer seinen Nettoerlös aus der Nachfolgerege-

lung mit der 99%-Initiative im Vergleich zum geltenden Recht gleich hoch 

behalten, so bleibt ihm als naheliegendste Variante die Erhöhung des Kauf-

preises für seine Unternehmung. Dazu muss der Unternehmer seinen Ver-

kaufspreis um 39% bis 165% erhöhen. Dies führt dazu, dass der Nachfol-

ger den entsprechend erhöhten Verkaufspreis etwa über zusätzliche Darle-

hen finanzieren muss.  

Was sind die Konsequenzen dieser Erhöhung des Verkaufspreises? Der Nachfolger muss 

die Kaufpreiserhöhung aus der Unternehmung finanzieren. Das kann eine substanzielle 

Erhöhung der Verschuldung der Unternehmung bedingen. Der Unternehmung werden früher 

oder später substantielle Mittel entzogen. Damit fehlt der finanzielle Spielraum für 
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Investitionen und für die Schaffung von Arbeitsplätzen. Der Firmenstandort Schweiz 

wird massiv geschwächt und verliert an Attraktivität. Insbesondere der Anreiz für die 

unternehmerische Tätigkeit in der Familie wird durch die Initiative stark beeinträchtigt.  

 

In Kapitel 4.6 wird ferner ein typisches Fallbespiel für die Nachfolgeregelung im Rahmen ei-

nes Start ups dargestellt. Der Exit dürfte sich als typische Nachfolgereglung bei einem Start 

up ergeben.  

Auch hier sind die Auswirkungen der 99%-Initiative gravierend: Der Verkaufserlös des 

Gründers S sinkt um 28% bis 62%. Muss oder will er diese Erosion des Nettoerlöses ver-

hindern, so müsste er den Verkaufspreis seines Start ups um 39% bis 165% erhöhen.  

Der Standort Schweiz für Start ups wird dadurch massiv geschwächt. Als Konsequenz 

würden wohl Gründer mit ihren Start ups die Schweiz als Standort meiden. 
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 Gegenstand der Studie 

 Auftrag und Inhalt  

Economiesuisse und Swiss Family Business haben uns im Frühjahr 2020 mit einer Studie 

zur eidgenössischen Volksinitiative "Löhne entlasten, Kapital gerecht besteuern" ("99%-Initi-

ative") beauftragt. Die Studie beinhaltet eine wissenschaftliche Betrachtung der steuerlichen 

Auswirkungen der Initiative bei mittelständischen Unternehmen in Form von Kapitalgesell-

schaften unter Berücksichtigung der dahinterstehenden Unternehmerin bzw. des dahinterste-

henden Unternehmers1 in der Schweiz. Sie zeigt die Auswirkungen einer Kapitaleinkom-

mensbesteuerung im Umfang von 150 Prozent gemäss E-Art. 127a Abs. 1 BV auf mittelstän-

dische Unternehmen und besonders Familienunternehmen. Als eigentlicher Kern der Studie 

werden die Auswirkungen der Initiative auf die Unternehmensnachfolge dargestellt. Die Stu-

die basiert dabei auf typischen Fallkonstellationen und zeigt die Auswirkungen der Kapital-

einkommensbesteuerung anhand beispielhafter Modellrechnungen im Einzelfall auf.  

Ergänzt werden diese Überlegungen mit einer entsprechenden Fallkonstellation von Start 

ups.  

Der Studie wird dabei das Verständnis der Initiantinnen und Initianten der Vorlage zugrunde 

gelegt.  

Gegenstand der Betrachtung sind die direkten Steuern auf Stufe Kapitalgesellschaft/Unter-

nehmung (Gewinnsteuer und Kapitalsteuer) sowie auf Stufe Anteilsinhaber/Unternehmer 

(Einkommenssteuer und Vermögenssteuer, ergänzt um die Erbschafts- und Schenkungs-

steuer). Nicht berücksichtigt wurden Sozialversicherungsabgaben, da diese, mit Ausnahme 

der AHV/ALV ab einer bestimmten Grenze, grundsätzlich rentenbildend sind. 

 

 Abgrenzungen 

Die Studie ist begrenzt auf die Kapitaleinkommensbesteuerung gemäss E-Art. 127a Abs. 1 

BV und beleuchtet die Verwendung des Mehrertrags gemäss E-Art. 127a Abs. 2 BV nicht.  

Ausserhalb dieser steuerrechtlichen Betrachtung liegen Unternehmen, welche in der Rechts-

form von Einzelunternehmen oder Personengesellschaften organisiert sind. 

Die Studie beinhaltet keine quantitativen Betrachtungen (Auswirkungen auf Gesamtsteuer-

aufkommen), die über die in Abschnitt 2.1 erwähnten beispielhaften Modellrechnungen im 

Einzelfall hinausgehen. 

In der Studie nicht abgehandelt sind andere als die in Abschnitt 2.1 erwähnten Steuer- und 

Abgabearten.  

                                                

 

 
1  In der Folge wird zwecks einfacherer Lesbarkeit ausschliesslich die männliche Form verwendet.  
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Nicht Gegenstand der Studie ist schliesslich die verfassungsrechtliche Beurteilung der initi-

ierten Kapitaleinkommensbesteuerung bzw. der 99%-Initiative.   
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Aufgrund dessen wird nachfolgend auf die Besteuerung auf Gesellschaftsebene und Gesell-

schafterebene Bezug genommen. Die Erörterung beschränkt sich auf die Steueraspekte typi-

scher Eigentümerstrukturen bei mittelständischen (Familien-)Unternehmen, insbesondere: 

 vom Gesellschafter im Privatvermögen gehaltene Beteiligungen von mehr 

als zehn Prozent am Grund- oder Stammkapital einer Gesellschaft 

 Finanzierung der Gesellschaft durch Gesellschafter mit Eigenkapital und 

Fremdkapital 

 Arbeitstätigkeit des Gesellschafters in der Gesellschaft. 

 

 Generelle Aussagen und Notwendigkeit zur Einschränkung auf Bei-

spielberechnung 

Im nachfolgenden Abschnitt können lediglich generelle Aussagen zur Besteuerung der unter-

nehmerischen Tätigkeit auf Gesellschaftsebene und Gesellschafterebene gemacht werden. 

Im Vordergrund steht dabei der Einbezug von Einkünften bzw. Vermögenswerten in die Be-

steuerung (ja/nein) und zur Bemessungsgrundlage (in welchem Umfang steuerbar). Allge-

meingültige Aussagen zur Höhe der Steuerbelastung sind insbesondere aus nachfolgenden 

Gründen schwierig:  

 geteilte Steuerhoheit (Bund, Kanton, Gemeinde)4 

 Tarifautonomie der Kantone5 und Gemeinden 

 teilweise progressiven Steuertarife, insbesondere auf Gesellschafterebene 

 unterschiedliche steuerliche Anknüpfungen für Unternehmen (Sitz bzw. Ge-

schäftsort) und Unternehmer (Wohnsitz).  

Die eingefügten Tabellen sollen einen generellen Überblick über die Steuerbelastung in der 

Schweiz ermöglichen. 

Für die konkreten Berechnungen wurde auf die jeweilige Situation in Aarau/Kanton Aargau 

bzw. Zug/Kanton Zug als repräsentative Beispiele abgestellt.  

Die Gesamtbelastung der unternehmerischen Tätigkeit mit Steuern wird anhand einer bei-

spielhaften Berechnung für einen typischen Einzelfall dargestellt. Danach werden die Auswir-

kungen der 99%-Initiative auf die Belastung in diesem Einzelfall abgehandelt.  

                                                

 

 
4  Art. 3 und 128 Abs. 1 BV. 
5  Art. 129 Abs. 2 BV, Art. 1 Abs. 3 StHG. 
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 Besteuerung nach geltendem Recht 

 Gesellschaftsebene 

 Gewinnbesteuerung 

Der Reingewinn der Gesellschaft unterliegt auf Stufe Bund, Kanton und Gemeinde der Ge-

winnsteuer.6 Kapitaleinlagen des Gesellschafters stellen keinen steuerbaren Gewinn dar.7 

Zinsen auf Darlehen, die der Gesellschafter der Gesellschaft gewährt, sind bei der Gesell-

schaft steuerlich abzugsfähig, die Marktkonformität und damit geschäftsmässige Begründet-

heit der Darlehensgewährung vorausgesetzt.8 Gleiches gilt für den marktmässigen Lohn, 

welcher die Gesellschaft dem Unternehmer entrichtet.  

Die Gewinnsteuerbelastung ist kantonal bzw. kommunal sehr unterschiedlich. 

                                                

 

 
6  Art. 57 DBG, Art. 24 Abs. 1 i.V.m Art. 1 Abs. 2 StHG. 
7  Art. 60 lit.  a DBG, Art. 24 Abs. 2 lit. a StHG. 
8  Art. 58 lit. b DBG, Art. 24 Abs. 1 lit. a und c StHG. 
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Tabelle 1: Gewinnsteuerbelastung 2020 für Unternehmen; NZZ 2020 

 

Für die weiteren Berechnungen wird der für den Kanton Aargau massgebende Einheitssteu-

ersatz vor Steuern von 18.6% und der Steuersatz für Zug/Kanton Zug von 11.9% verwendet. 
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 Kapitalbesteuerung 

Das Eigenkapital der Gesellschaft unterliegt auf Stufe Kanton und Gemeinde der Kapital-

steuer. Das steuerbare Eigenkapital besteht aus dem einbezahlten Grund- oder Stammkapi-

tal, den offenen und aus dem versteuerten Gewinn gebildeten Reserven sowie dem Teil des 

Fremdkapitals, welchem wirtschaftlich die Bedeutung von Eigenkapital zukommt.9 

Die Kantone können seit Inkrafttreten der STAF für Eigenkapital, welches auf qualifizierende 

Beteiligungen, Patente und vergleichbare Rechte sowie Darlehen an Konzerngesellschaften 

entfällt, eine Steuerermässigung vorsehen.10  

Ferner können die Kantone die Gewinnsteuer an die Kapitalsteuer anrechnen.11 

Auch die Kapitalsteuerbelastung ist kantonal bzw. kommunal sehr unterschiedlich. 

Für die weiteren Berechnungen wird der für den Kanton Aargau massgebende Steuersatz 

von 0,127% und denjenigen für Zug/Kanton Zug von 0,072% verwendet. Gemäss § 86 Abs. 

4 StG AG kann die Gewinnsteuer an die Kapitalsteuer angerechnet werden.  

 

 Gesellschafterebene 

 Besteuerung von Erwerbseinkommen 

Der marktmässige Lohn, welcher der Unternehmer von der Unternehmung bezieht, unterliegt 

als Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit der Einkommenssteuer auf Stufe Bund, 

Kanton und Gemeinde.12  

Die folgende Grafik zeigt die Steuersätze der einzelnen Hauptorte der Kantone.  

 

                                                

 

 
9  Art. 29 Abs. 1 und Abs. 2 lit. a sowie Art. 29a StHG. 
10  Art. 29 Abs. 2 StHG. 
11  Art. 30 Abs. 2 StHG. 
12  Art. 17 Abs. 1 DBG, Art. 7 Abs. 1 StHG. 
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 Besteuerung von privaten Kapitalgewinnen auf beweglichem Vermögen 

Kapitalgewinne aus der Veräusserung privat gehaltener Beteiligungen unterliegen im Grund-

satz weder bei der direkten Bundessteuer noch auf Stufe Kanton der Einkommenssteuer.21  

In der Verwaltungs- und Gerichtspraxis haben sich Ausnahmen von dieser Steuerfreiheit der 

Kapitalgewinne herausgebildet. Vorliegend insbesondere von Bedeutung sind die Tatbe-

stände der sog. indirekten Teilliquidation und der sog. Transponierung, welche als "beson-

dere Fälle" (des Vermögensertrags) per 1. Januar 2007 bei der direkten Bundessteuer und 

per 1. Januar 2008 im StHG gesetzlich normiert wurden.22 Die gesetzliche Regelung ver-

folgte das Ziel, die in diesem Bereich entstandene Praxis des BGer23 und der ESTV in 

rechtssichere Schranken zurückzuführen.24 Die zwei besonderen Fälle werden nachfolgend 

näher umschrieben.  

 

 Indirekte Teilliquidation 

Der Steuertatbestand der indirekten Teilliquidation richtet sich gegen den Verkauf des sog. 

vollen Portemonnaies und soll verhindern, dass der Unternehmer seine Unternehmung mit 

nicht betriebsnotwendiger Substanz veräussert und der Erwerber den Kaufpreis aus dieser 

nicht betriebsnotwendigen Substanz ganz oder teilweise begleicht.  

Der Erlös aus dem Verkauf einer Beteiligung von mindestens 20 Prozent am Grund- oder 

Stammkapital einer Kapitalgesellschaft aus dem Privatvermögen in das Geschäftsvermögen 

einer anderen natürlichen oder einer juristischen Person gilt als steuerbarer Ertrag aus be-

weglichem Vermögen, soweit innert fünf Jahren nach dem Verkauf, unter Mitwirkung des 

Verkäufers, nicht betriebsnotwendige Substanz ausgeschüttet wird, die im Zeitpunkt des Ver-

kaufs bereits vorhanden und handelsrechtlich ausschüttungsfähig war; dies gilt sinngemäss 

auch, wenn innert fünf Jahren mehrere Beteiligte eine solche Beteiligung gemeinsam verkau-

fen oder Beteiligungen von insgesamt mindestens zwanzig Prozent verkauft werden.25 Mit-

wirkung im vorerwähnten Sinn liegt vor, wenn der Verkäufer weiss oder wissen muss, dass 

                                                

 

 
21   Art. 16 Abs. 3 DBG, Art. 7 Abs. 4 lit. b StHG. Das Harmonisierungsrecht verbietet es den Kantonen 

indes nicht, Kapitalgewinne auf beweglichem Privatvermögen mit einer Sondersteuer zu erfassen 
(REICH/BEUSCH, in: Zweifel/Beusch [Hrsg.], Art. 2 StHG N 26 sowie REICH/WEIDMANN, in: Zwei-
fel/Beusch [Hrsg.], Art. 7 StHG N 82). 

22  Art. 20a DBG, Art. 7a StHG.  
23  Vgl. etwa den sog. Erbenholdingentscheid des BGer vom 11. Juni 2004 (StE 2004 B 24.4 Nr. 70 = 

ASA 73 [2004/2005] 402 ff., StR 2004 678 ff.). 
24  Vgl. REICH/HELBING/DUSS, in: Zweifel/Beusch [Hrsg.], Art. 20a N  5ff.  
25   Art. 20a Abs. 1 lit. a DBG, Art. 7a Abs. 1 lit. a StHG. Die ESTV hat ihr KS Nr. 14 vom 6. November 

2007 (Verkauf von Beteiligungsrechten aus dem Privat- in das Geschäftsvermögen eines Dritten 
[indirekte Teilliquidation]) der näheren Präzisierung der indirekten Teilliquidation gewidmet.  
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der Gesellschaft zwecks Finanzierung des Kaufpreises Mittel entnommen und nicht wieder 

zugeführt werden.26 

 

 Transponierung 

Der Steuertatbestand der Transponierung zielt auf die Einbringung von Beteiligungen in 

selbst beherrschte Gesellschaften ab und soll verhindern, dass bei der Ausschüttung steuer-

bare Reserven der Unternehmung mittels einer Vermögensumschichtung letztlich steuerfrei 

an den Unternehmer zurückgeführt werden können (insb. als Rückzahlung von Reserven 

aus Kapitaleinlagen oder Kaufpreiszahlung bzw. -amortisation).  

Der Erlös aus der Übertragung einer Beteiligung am Grund- oder Stammkapital einer Kapital-

gesellschaft oder Genossenschaft aus dem Privatvermögen in das Geschäftsvermögen einer 

Personenunternehmung oder einer juristischen Person, an welcher der Veräusserer oder 

Einbringer nach der Übertragung zu mindestens 50 Prozent am Kapital beteiligt ist, gilt als 

steuerbarer Ertrag aus beweglichem Vermögen, soweit die gesamthaft erhaltene Gegenleis-

tung die Summe aus dem Nennwert der übertragenen Beteiligung und den Reserven aus 

Kapitaleinlagen übersteigt; dies gilt sinngemäss auch, wenn mehrere Beteiligte die Übertra-

gung gemeinsam vornehmen.27 

 

 Steuerliche Berücksichtigung von privaten Kapitalverlusten auf beweglichem Ver-

mögen 

Korrelierend zur Steuerfreiheit privater Kapitalgewinne sind private Kapitalverluste nach gel-

tendem Recht steuerlich unbeachtlich. 
  

                                                

 

 
26  Art. 20a Abs. 2 DBG, Art. 7a Abs. 2 StHG. 
27  Art. 20a Abs. 1 lit. b DBG bzw. Art. 7a Abs. 1 lit. a StHG. Der Tatbestand der Transponierung 

wurde im Rahmen der STAF per 1. Januar 2020 auf die Einbringung von sog. Streubesitz ausge-
dehnt. Gemäss dem bis 31. Dezember 2019 anwendbaren Gesetzeswortlaut erstreckte sich der 
Tatbestand lediglich auf die Einbringung von Beteiligungen von mindestens 5 Prozent am Grund- 
oder Stammkapital einer anderen Gesellschaft. 
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 Besteuerung von Mietzinsen auf unbeweglichem Vermögen 

Mietzinseinkünfte aus der Vermietung von Liegenschaften unterliegen der Einkommens-

teuer.28 Von den Bruttoeinkünften können allerdings gewisse Kosten, insb. die Gewinnungs-

kosten und grundsätzlich die Schuldzinsen in Abzug gebracht werden.29 Steuerbar sind mit-

unter die Nettomieteinkünfte.  

Typischerweise stehen bei mittelständigen Unternehmen die Betriebsliegenschaften im Ei-

gentum der Unternehmung und nicht des Unternehmers. In der Praxis ist die Erzielung von 

Mieteinkünften aus unbeweglichem Vermögen durch den Unternehmer von untergeordneter 

Bedeutung.   

 

 Besteuerung von privaten Kapitalgewinnen auf unbeweglichem Vermögen 

Während private Kapitalgewinne aus der Veräusserung von unbeweglichem Vermögen von 

der direkten Bundessteuer befreit sind,30 unterliegen diese der kantonalen bzw. kommunalen 

Grundstückgewinnsteuer.31 Die Besteuerung richtet sich nach Massgabe des kantonalen 

Rechts.  

Da sich die Betriebsliegenschaften typischerweise im Eigentum der Unternehmung selbst 

befinden, ist die Besteuerung von Grundstückgewinnen beim Unternehmer von untergeord-

neter praktischer Bedeutung.  

 

 Steuerliche Berücksichtigung von privaten Kapitalverlusten auf unbeweglichem 

Vermögen 

Korrelierend zur Steuerfreiheit privater Kapitalgewinne sind auch private Kapitalverluste auf 

unbeweglichem Vermögen bei der direkten Bundessteuer nach geltendem Recht steuerlich 

unbeachtlich. Das Harmonisierungsrecht normiert die Verlustverrechnungen nicht.32 Diese 

richten sich nach Massgabe des kantonalen Rechts.  

Da sich die Betriebsliegenschaften typischerweise im Eigentum der Unternehmung selbst 

befinden, ist die Berücksichtigung von Kapitalverlusten auf unbeweglichem Vermögen beim 

Unternehmer von untergeordneter praktischer Bedeutung.  

 

                                                

 

 
28  Art. 21 Abs. 1 DBG, Art. 7 Abs. 1 StHG. 
29  Art. 32 und 33 DBG, Art. 9 StHG. 
30  Art. 16 Abs. 3 DBG. 
31  Art. 12 Abs. 1 StHG. 
32  ZWAHLEN/NYFFENEGGER, in Zweifel/Beusch [Hrsg.], Art. 12 StHG N 2. 
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 Vermögensbesteuerung 

Der Unternehmer unterliegt für seine Beteiligung an der Unternehmung der Vermögens-

steuer, welche von den Kantonen zwingend zu erheben ist.33 Auch Finanzierungen in der 

Form von Darlehen, welche der Unternehmer seiner Unternehmung gewährt, gehören zum 

steuerbaren Vermögen des Unternehmers. 

Das Vermögen ist zum Verkehrswert zu bewerten, wobei das Gesetz die Möglichkeit der an-

gemessenen Berücksichtigung des Ertragswerts erwähnt.34 

Darlehen unterliegen regelmässig zum Nominalwert der Vermögenssteuer, dies zumindest 

solange, als die Forderungen werthaltig sind (Verkehrswert entspricht Nominalwert).  

Demgegenüber ist die Verkehrswertermittlung der Beteiligung an der Unternehmung an-

spruchsvoller. Das Grundkapital der Unternehmung bzw. die Beteiligung daran bilden den 

Verkehrswert der Unternehmung nicht zuverlässig ab.  

In der Praxis kommt dem von der SSK publizierten KS Nr. 28 vom 28. August 2008, Weglei-

tung zur Bewertung von Wertpapieren ohne Kurswert für die Vermögenssteuer, zentrale Be-

deutung zu.35  

Bei nicht kotierten Wertpapieren, für welche keine Kursnotierungen verfügbar sind, entspricht 

der Verkehrswert grundsätzlich dem inneren Wert, welcher sich nach der Wegleitung berech-

net. Die Wegleitung enthält vorab allgemeine Regelungen für die Unternehmensbewertung, 

insb. die Ermittlung des Ertragswertes und des Substanzwertes.36  Alsdann enthält sie spezi-

fische Regeln für die Bewertung verschiedener Gesellschaftstypen, welche den Unterneh-

menswert gestützt auf den Substanzwert oder eine Kombination von Substanz- und Ertrags-

wert bestimmen.37 Liegen Referenzwerte (Marktwerte) aus massgeblichen Handänderungen 

unter unabhängigen Dritten oder aufgrund von Finanzierungen durch Investoren zur Verfü-

gung, ist grundsätzlich auf diese abzustellen.38  

 

                                                

 

 
33  Art. 2 Abs. 1 lit. a StHG. 
34  Art. 14 Abs. 1 StHG. 
35  DZAMKO-LOCHER/TEUSCHER, in: Zweifel/Beusch [Hrsg.], Art. 14 StHG N 11. 
36  SSK-KS Nr. 28 vom 28.8.2008, N 7ff.  
37  SSK-KS Nr. 28 vom 28.8.2008, N 32ff.  
38  SSK-KS Nr. 28 vom 28.8.2008, N 2 Abs. 4f. 
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Tabelle 3: Vermögenssteuerbelastung natürliche Personen, Marginalbelastung in den Kantonshauptorten 

2018, aus Steuerbelastung in der Schweiz, ESTV und Bundesamt für Statistik 

 

Für die weiteren Berechnungen wird der für Aarau/Kanton Aargau massgebende max. 

Grenzsteuersatz von 0.48% verwendet. Gemäss § 54 Abs. 3 StG AG wird der Steuerwert 

nicht kotierter Aktien um 50% herabgesetzt.  

Der massgebende Grenzsteuersatz für Zug/Kanton Zug beträgt 0.29%, für Lausanne/Waadt 

0.79%. 
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 Kumulierte Wirkung der Besteuerung nach geltendem Recht auf Ebe-

nen Kapitalgesellschaft und Inhaber 

 Typische Fallkonstellationen / Beispielberechnungen 

Die kumulierte Besteuerung nach geltendem Recht soll anhand von Beispielen für Unterneh-

mer und Start up dargestellt werden. 

 Fallbeispiel Unternehmer 

Der Unternehmer U  

 hält eine 100% Beteiligung am Unternehmen U AG 

 hat dem Unternehmen ein Aktionärsdarlehen gewährt 

 ist in der Unternehmung U unselbständig erwerbstätig. 

 

 

 

Für die weiteren Überlegungen soll folgendes Zahlenbeispiel39 dienen: 

Gehalt U netto aus unselbständiger Erwerbstätigkeit 30 

Aktionärsdarlehen von U an U AG 50 

Zins Aktionärsdarlehen p.a. 2% 

                                                

 

 
39  Das Zahlenbeispiel entspricht hinsichtlich der Relationen zwischen den einzelnen Grössen einer in 

der unternehmerischen Praxis typischen Konstellation. Die absoluten Grössen spielen keine ent-
scheidende Rolle und sind hier aus Gründen der Einfachheit bewusst klein gewählt.   

Arbeitsvertrag 

Aktionärsdarlehen 

Dividende 

U 

U AG 

100% 
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 Fallbeispiel Start up 

Der Start up Unternehmer S  

 hat das Start up S AG mit Eigenkapital gegründet 

 ist in der S AG unselbständig erwerbstätig. 

 

 

In der typischen Start up Konstellation bezieht S ein sehr eingeschränktes Gehalt von 5 p.a. 

aus unselbständiger Erwerbstätigkeit bei der S AG.  

Seine Beteiligung an der S AG stellen sog. «Gründeraktien» dar. Das Aktienkapital beträgt 

20. Die S AG erzielt Verluste.  

 
  

Arbeitsvertrag 

S 

S AG 

100% 
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 Die 99%-Initiative  

 Inhalt der Initiative 

Die 99%-Initiative hat folgenden Wortlaut:  

«Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert:  

Art. 127 a Besteuerung von Kapitaleinkommen und Arbeitseinkommen 

1 Kapitaleinkommensanteile über einem durch das Gesetz festgelegten Betrag sind im Um-

fang von 150 Prozent steuerbar. 

2 Der Mehrertrag, der sich aus der Besteuerung der kapitaleinkommensteile nach Absatz 1 

im Umfang von 150 Prozent statt 100 Prozent ergibt, ist für die Ermässigung der Besteue-

rung von Personen mit tiefem oder mittlerem Arbeitseinkommen oder für Transferzahlungen 

zugunsten der sozialen Wohlfahrt einzusetzen. 

3 Das Gesetz regelt die Einzelheiten.» 

 

 Auslegung gemäss Verständnis der Initianten 

 Tatbestandsvoraussetzungen 

Die Tatbestandsvoraussetzungen des vorliegend zu betrachtenden Art. 127a Abs. 1 BV be-

inhalten einerseits das Erzielen eines Kapitaleinkommens. Andererseits haben die Kapital-

einkommensanteile einen durch das Gesetz festzulegenden (Schwellen-)Betrag zu über-

schreiten, damit als Rechtsfolge die Besteuerung im Umfang von 150 Prozent greift.  

 
Begriff des Kapitaleinkommens 

Die geltende BV wie auch die geltende Steuergesetzgebung kennen den Begriff des Kapital-

einkommens nicht. Dieser ist mitunter auslegungsbedürftig.59 Auch ist naturgemäss zum 

Zeitpunkt dieser Studie der vom Gesetzgeber zu definierende Schwellenbetrag noch nicht 

bekannt. Die Begriffsauslegung richtet sich vorliegend deshalb nach der Begriffsauffassung 

der Initianten.  

Die Initianten gehen von einer umfassenden Interpretation des Begriffs Kapitaleinkommen 

aus. Sie haben darauf verzichtet, den Begriff Kapitaleinkommen im Initiativtext zu definieren. 

Als Kapitaleinkommen gelten Einkommen aus beweglichem Vermögen wie Zinsen und Divi-

denden sowie Einkommen aus unbeweglichem Vermögen wie Nutzniessungserträgen und 

                                                

 

 
59  Botschaft BR, BBl 2020, 2821. 
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Mietzinsen abzüglich Unterhaltskosten, Betriebskosten und Schuldzinsen (insb. Hypothekar-

zinsen). Bei unbeweglichen Vermögen werden gemäss den Initianten somit nur die Nettoein-

kommen über dem Freibetrag erhöht besteuert.60 Nebst Kapitalerträgen sind nach Auffas-

sung der Initianten auch Kapitalgewinne aus beweglichem Vermögen Kapitaleinkommen i.S. 

des Initiativtexts.61 Aus den ergänzenden Unterlagen der Initianten geht die Forderung nach 

einer Abschaffung des Kapitaleinlageprinzips hervor.62  

Der Eigenmietwert sowie die Renten aus der zweiten Säule (berufliche Vorsorge) und dritten 

Säule (Selbstvorsorge) stellen gemäss Initianten explizit kein Kapitaleinkommen i.S. des Initi-

ativtexts dar.63 

Aus dem Wortlaut des Initiativtexts geht nicht explizit hervor, dass das Kapitaleinkommen 

durch natürliche Personen zu erzielen ist. Grundsätzlich wäre deshalb denkbar, die Verfas-

sungsnorm auch auf juristische Personen anzuwenden, welche Kapitaleinkommen erzielen. 

Die Initianten scheinen allerdings ausschliesslich natürliche Personen im Anwendungsbe-

reich der Initiative zu sehen.64,65  

Die Initianten äussern sich weder im Initiativtext noch in den ergänzenden Unterlagen dazu, 

wie (private) Kapitalverluste zu berücksichtigen sind. Im Sinne einer konsistenten Behand-

lung müssten diese einkommensmindernd berücksichtigt werden.   

 
  

                                                

 

 
60  INITIANTEN, FAQ 99%-Initiative, S. 3. 
61  INITIANTEN, FAQ 99%-Initiative, S. 3. 
62  INITIANTEN, FAQ 99%-Initiative, S. 5, sowie Berechnung Einnahmen - Factsheet. Gemäss Botschaft 

BR fehlt im Initiativtext allerdings der Anknüpfungspunkt, um bei Annahme der Initiative Kapital-
rückzahlungen einer neuen steuerlichen Behandlung zuzuführen (Botschaft BR, BBl 2020, 2824).  

63  INITIANTEN, FAQ 99%-Initiative, S. 3. 
64  Die Initianten beziehen sich beispielsweise auf die Auswirkungen beim "Individuum" (vgl. INITIAN-

TEN, FAQ 99%-Initiative, S. 2). 
65  Auch gemäss Botschaft BR beschränkt sich die Initiative aufgrund der Synthese aus dem fi-

nanzwissenschaftlichen Begriffsverständnis von Kapitaleinkommen mit demjenigen aus der Steuer-
rechtslehre auf die Besteuerung natürlicher Personen. Diese Interpretation wird gemäss Botschaft 
BR unterstützt durch die teleologische Auslegung, wonach sich im Initiativtext das Ziel der Umver-
teilung erkennen lässt. Den Themenkomplex der Umverteilung siedelt die Botschaft BR im Bereich 
der natürlichen, nicht der juristischen Personen an (vgl. Botschaft BR, BBl 2020, 2823). 
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 Schwellenbetrag 

Hinsichtlich des Schwellenbetrags führen die Initianten in den ergänzenden Unterlagen wie-

derholt den (besonders) "sinnvollen" Betrag von CHF 100'000 an.66 Gemäss Initianten kann 

der Freibetrag bei Personen, die unter den Verheiratetentarif fallen, erhöht werden.67 Sie be-

ziffern den Freibetrag für diese Konstellation allerdings nicht näher.   

 

 Rechtsfolge 

Kapitaleinkommensanteile, die den Schwellenbetrag (von CHF 100'000) übersteigen, werden 

für die Berechnung der Steuer mal 1.5 berechnet. Mitunter wird bei entsprechenden Kapital-

einkommensanteilen die Bemessungsgrundlage erhöht.  

Den Betrag von CHF 100'000 verstehen die Initianten als Freibetrag für die Anwendung des 

Multiplikators, was sie mit folgendem Beispiel veranschaulichen:68  

 

Steuerbares Kapitaleinkommen CHF 5'100'000 

Freibetrag für Anwendung Multiplikator CHF -100'000 

Kapitaleinkommensanteil > Freibetrag (Multiplikator anwendbar) CHF 5'000'000 

Multiplikator   150 Prozent 

Kapitaleinkommensanteil > Freibetrag n. Anwendung Multiplika-
tor 

CHF 7'500'000 

Kapitaleinkommensanteil < Freibetrag (ohne Multiplikator) CHF 100'000 

Kapitaleinkommen steuerbar total CHF 7'600'000 

 

Der Initiativtext lässt offen, ob bei Kapitaleinkommen oberhalb des Schwellenwerts die Vor-

belastung durch die Gewinnbesteuerung der Unternehmen berücksichtigt werden soll (sog. 

Integrationstheorie). Gegebenenfalls könnte die Initiative bei Einkommen aus Beteiligungs-

papieren über dem Schwellenbetrag durch eine Besteuerung im Umfang von 150 Prozent 

ausgehend von einer Teilbesteuerung umgesetzt werden. Wenn beispielsweise zur Korrektur 

der wirtschaftlichen Doppelbelastung eine Teilbesteuerung von 70 Prozent vorgesehen wird, 

                                                

 

 
66  INITIANTEN, Berechnung der 99Prozent- Factsheet, sowie Berechnung Einnahmen - Factsheet. 
67  INITIANTEN, FAQ 99%-Initiative, S. 1. 
68  INITIANTEN, FAQ 99%-Initiative, S. 2. 
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dann würde dies bei den Anteilseignerinnen und -eignern eine Besteuerung im Umfang von 

105 Prozent bedeuten.69  

Betrachtet man demgegenüber juristische Personen als Subjekte mit eigener von den An-

teilseignerinnen und -eignern unabhängiger wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit (sog. Separa-

tionstheorie), so lässt sich eine Teilbesteuerung mit Blick auf das Leistungsfähigkeitsprinzip 

nicht begründen. Einkommen aus Beteiligungspapieren müssten oberhalb des Schwellenbe-

trags im Umfang von 150 Prozent besteuert werden.70 

Der Initiativtext äussert sich ferner nicht explizit zur Besteuerung von Kapitaleinkommen un-

terhalb des Freibetrags. Bei einer Annahme der Initiative wäre im Rahmen der Umsetzung 

zu klären, ob Kapitalgewinne im Privatvermögen steuerfrei bleiben oder ob diese auch unter-

halb des Schwellenbetrags mit oder ohne Berücksichtigung von Vorbelastungen der Einkom-

mensbesteuerung zugeführt werden. Im Weiteren stellt sich auch unterhalb des Schwellen-

betrags die Frage, wie Gewinnausschüttungen (mit oder ohne qualifizierende Beteiligung) in 

Bezug auf die Berücksichtigung von Vorbelastungen behandelt würden.71  

 

  

                                                

 

 
69  Botschaft BR, BBl 2020, 2824f. 
70  Botschaft BR, BBl 2020, 2825. 
71  Botschaft BR, BBl 2020, 2825. 
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 Besteuerung gemäss 99%-Initiative de lege ferenda 

 Gesellschaftsebene 

 Gewinnbesteuerung 

Da ausschliesslich natürliche Personen, nicht aber juristische Personen im Anwendungsbe-

reich der Initiative sind,72 hat die Initiative auf die Gewinnbesteuerung der Unternehmung 

keine unmittelbaren Auswirkungen. 

 

 Kapitalbesteuerung 

Wie bei der Gewinnsteuer, hat die Initiative auch auf die Kapitalbesteuerung der Unterneh-

mung keine unmittelbaren Auswirkungen.  

Gemäss Botschaft BR wäre allerdings wie bei der Vermögenssteuer auf Stufe Unternehmer73 

(oder den Liegenschaftssteuern) im Rahmen einer allfälligen Ausführungsgesetzgebung zu 

prüfen, ob und inwieweit die Kapitalsteuern als substanzverzehrende Steuern im Sinne einer 

Betrachtung der Gesamtbelastung bei der Kapitaleinkommensbesteuerung zu berücksichti-

gen sind.74 

 

 Gesellschafterebene 

 Besteuerung von Erwerbseinkommen 

Auf die Besteuerung von (unselbständigem) Erwerbseinkommen des Unternehmers hat die 

Initiative keine unmittelbaren Auswirkungen.  

 

 Besteuerung von Zinseinkünften auf beweglichem Vermögen 

Bei marktmässigen Zinseinkünften, welche den Schwellenbetrag (von CHF 100'000) über-

steigen, wird die Bemessungsgrundlage für die Einkommenssteuer auf 150 Prozent erhöht. 

Die Initiative führt damit zu einer um 50 Prozent höheren Bemessungsgrundlage gegenüber 

dem geltenden Recht.  

                                                

 

 
72  Siehe vorne. 
73  Siehe hinten. 
74  Botschaft BR, BBl 2020, 2825. 
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 Besteuerung von privaten Kapitalgewinnen auf unbeweglichem Vermögen 

Bei Kapitalgewinnen, welche den Schwellenwert (von CHF 100'000) übersteigen, wird die 

Bemessungsgrundlage auf 150 Prozent des Kapitalgewinns erhöht. Die Steuerfreiheit priva-

ter Grundstückgewinne auf Bundesebene gemäss geltendem Recht wird mit der Initiative für 

Gewinne, die den Schwellenwert übersteigen, aufgehoben. 

Da typischerweise die Unternehmen die Betriebsliegenschaften selber halten, sind die prakti-

schen Auswirkungen dieser Steuerfolgen auf den Unternehmer weniger bedeutend.   

 

 Steuerliche Berücksichtigung von privaten Kapitalverlusten auf unbeweglichem 

Vermögen 

Mit der Besteuerung privater Kapitalgewinne auf unbeweglichem Vermögen sind auch pri-

vate Kapitalverluste zu berücksichtigen. 

 

 Kumulierte Betrachtung infolge Kapitaleinkommensdefinition 

Vorne wurden die Auswirkungen der Initiative auf die wesentlichen Einkünftearten nach gel-

tendem Recht dargestellt.  

Geht man vom Verständnis aus, dass Kapitaleinkommen als eine einzige Einkünftekategorie 

zu verstehen ist, hat dies zur Konsequenz, dass der Schwellenbetrag nicht für Dividenden, 

Zinsen, Kapitalgewinne etc. je gesondert Anwendung findet, sondern jährlich konsolidiert 

über alle Einkünfte hinweg, welche unter den Begriff des Kapitaleinkommens fallen, berech-

net wird.  

 

 Vermögensbesteuerung 

Die Initiative hat auf die Vermögenssteuer keine unmittelbare Auswirkung.  

Gemäss Botschaft BR wäre allerdings wie bei den Kapitalsteuern der Unternehmung (oder 

den Liegenschaftssteuern) im Rahmen einer allfälligen Ausführungsgesetzgebung prüfen, ob 

und inwieweit die Vermögenssteuer als substanzverzehrende Steuer im Sinne einer Betrach-

tung der Gesamtbelastung bei der Kapitaleinkommensbesteuerung zu berücksichtigen ist.80 

 

  

                                                

 

 
80  Botschaft BR, BBl 2020, 2825. 
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Geltendes 

Recht 
Initiative 

Im Anwendungsbereich der Initia-
tive  

   

Zinseinkünfte auf beweglichem 
Vermögen 

100 100 150 

Kapitalrückzahlungen 0 10085 86 15087 88 

Dividenden private gehaltener Be-
teiligungen < 10 %-Beteiligung des 
Grund- oder Stammkapitals 

100 100 150 

Dividenden private gehaltener Be-
teiligungen > 10 %-Beteiligung des 
Grund- oder Stammkapitals 

Bund 70, Kan-
tone min. 50 

10089 15090 91 

Private Kapitalgewinne auf beweg-
lichem Vermögen 

0 10092 93 15094 

Private Kapitalverluste auf bewegli-
chem Vermögen 

0 ? ? 

Mietzinsen auf unbeweglichem 
Vermögen 

100 100 150 

Private Kapitalgewinne auf unbe-
weglichem Vermögen  

10095 100 150 

Private Kapitalverluste auf unbe-
weglichem Vermögen 

0 ? ? 

Tabelle 4: Synoptische Darstellung Auswirkungen der Initiative96 auf die Besteuerung verschiedener Einkom-

mensarten natürlicher Personen (gemäss Position Initianten)  

                                                

 

 
85  INITIANTEN, Argumentarium, 13. 
86  Botschaft BR, 2823: Zur Erfassung als Kapitaleinkommen fehlt im Initiativtext die Anknüpfung. 
87  INITIANTEN, Argumentarium, S. 13. 
88  Botschaft BR, 2823: Zur Erfassung als Kapitaleinkommen fehlt im Initiativtext die Anknüpfung. 
89  INITIANTEN, Argumentarium, 13. 
90  INITIANTEN, Argumentarium, 13. 
91  Botschaft BR, 2825: Separationstheorie. 
92  INITIANTEN, Argumentarium, 13. 
93  Botschaft BR, 2825. 
94  INITIANTEN, Argumentarium, S. 13. 
95 Der kantonalen/kommunalen Grundstückgewinnsteuern unterliegend; steuerfrei bei der direkten 

Bundessteuer. 
96  Die Darstellung bezieht sich ausschliesslich auf die Besteuerung gemäss Art. 127a Abs. 1 BV des 

Initiativtextes. 
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 Unternehmensnachfolgen in der Schweiz 

 Einleitende Bemerkungen 

Im Rahmen dieser Studie wurde auftragsgemäss darauf verzichtet, Umfragen oder Erhebun-

gen zur wirtschaftlichen Bedeutung von mittelständischen Unternehmen und Familienunter-

nehmen in der Schweiz durchzuführen. Vielmehr soll auf bestehenden Studien117 basiert 

werden. 

Die Begriffe «KMU», «mittelständisches Unternehmen» und «Familienunternehmen» sind 

teilweise heterogen und nicht präzise definiert.118 Trotzdem lassen sich folgende, hier inte-

ressierende Eckpunkte erkennen: 

 Es wird von ca. 300'000 Familienunternehmen in der Schweiz mit ca. 3.2 

Mio. Angestellten ausgegangen.119 Das sind 90 Prozent sämtlicher Unter-

nehmen in der Schweiz. 

 75 Prozent aller KMU in der Schweiz sind Familienunternehmen.120 

 87 Prozent aller KMU in der Schweiz sind als Kapitalgesellschaften organi-

siert.121 

 99.8 Prozent der Familienunternehmen haben weniger als 250 Angestellte. 

Gleichzeitig sind aber 1/3 aller börsenkotierten Unternehmen in der Schweiz 

Familienunternehmen.122 

 74'000 Familienunternehmen mit 406'000 Arbeitsplätzen müssen ihre Nach-

folge in den nächsten fünf Jahren regeln.123 

 46 Prozent aller Nachfolgeregelungen erfolgen familienintern, 54 Prozent fa-

milienextern.124 

 18 Prozent der familieninternen Nachfolgeregelungen und damit 8 Prozent 

aller Nachfolgeregelungen erfolgen unentgeltlich, 92 Prozent aller Nachfolge-

regelungen erfolgen entgeltlich.125 

                                                

 

 
117 So Studie CS/HSG 2013 und 2016; KUNZ, 449 ff. 
118 KUNZ, 449. 
119 KUNZ, 449. 
120 CS/HSG 2016, 14. 
121 CS/HSG 2013, 8. 
122 KUNZ, a.a.O., 449. 
123 KUNZ, a.a.O., 449; CS/HSG 2016, 11. 
124 CS/HSG 2016, 18. 
125 CS/HSG 2016, 29. 
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 66 Prozent der entgeltlichen Nachfolgeregelungen erfolgen mit einem Rabatt 

zum Marktpreis von 20-40%, in 33 Prozent der Nachfolgeregelungen wird 

der volle Marktpreis bezahlt.126 

 

 Typischer Nachfolgeprozess in der Schweiz (familienintern und fami-

lienextern)  

 

Auf der Basis der unter 4.1 erwähnten Eckpunkte lässt sich folgendes typische Beispiel einer 

Nachfolgeregelung im Familienunternehmen darstellen: 

 

 

 

 

Der Unternehmer U ist verheiratet und hat 2 Kinder. Er ist zu 100 Prozent an der U AG betei-

ligt. Ferner hat er der U AG ein Aktionärsdarlehen gewährt. U ist in der U AG unselbständig 

erwerbstätig (Arbeitsvertrag). 

 

Gemäss der Studie CS/HSG 2016127 sind 92 Prozent aller Nachfolgeregelungen in KMU ent-

geltlich. Somit wird das Unternehmen nur in Ausnahmefällen vollständig unentgeltlich 

                                                

 

 
126 CS/HSG 2016, 29. 
127 Studie CS/HSG 2016, 29. 

U 

Arbeitsvertrag 

Aktionärsdarlehen 

U AG 

100% 
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übertragen (Erbe / Schenkung). Dies mag darauf hindeuten, dass der Unternehmer U aus 

der Abtretung seiner Anteile an der U AG eine Gegenleistung erhalten will oder erhalten 

muss. Die Gegenleistung dürfte er dazu verwenden 

 den zukünftigen Lebensunterhalt ganz oder teilweise zu finanzieren 

und/oder 

 die Kinder im Rahmen der erbrechtlichen Überlegungen abgelten zu können, 

insbesondere dann, wenn ein Kind die Nachfolge im Unternehmen antreten 

kann, andere Kinder hingegen nicht.  

Insbesondere bei unentgeltlichen familieninternen Nachfolgeregelungen oder entgeltlichen 

familieninternen Nachfolgeregelungen mit erheblichem Rabatt zum Marktpreis werden in der 

Praxis die nicht am Unternehmen beteiligten Kinder durch übrige, nicht mit der Unterneh-

mung in Verbindung stehende Vermögenswerte abgegolten. 

 

Wir werden in dieser Studie somit schwergewichtig die entgeltliche Nachfolgeregelung be-

leuchten, aber auch die unentgeltliche Form darstellen. 

 

Durchschnittlich 80% aller Firmeneigentümer sind gleichzeitig auch in der Geschäftsleitung 

aktiv.128 Wir gehen deshalb für unsere Fallstudie davon aus, dass U mit der Übergabe des 

Eigentums an der U AG auch seine unselbständige Erwerbstätigkeit in der U AG aufgibt. 

 

Zur Frage der Übertragung von Aktionärsdarlehen gibt es keine aussagekräftigen Studien. 

Wir gehen für unsere Überlegungen davon aus, dass sich U vor der Übertragung der U AG 

das Aktionärsdarlehen zurückzahlen lässt oder dass das Darlehen vom Nachfolger entgelt-

lich übernommen wird. 
  

                                                

 

 
128 Studie CH/HSG 2016, 16. 
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 Finanzielle und steuerliche Aspekte für den übergebenden Unterneh-

mer, das Unternehmen und den/die Nachfolger 

 

Der übergebende Unternehmer U 

 Gibt seine Beteiligung an der U AG ab, grossmehrheitlich entgeltlich. Die Ge-

genleistung verwendet er zur Altersvorsorge und/oder zur Abgeltung der 

nicht in der U AG engagierten Kinder.129 

 Gibt sein Aktionärsdarlehen ab 

 Löst seinen Arbeitsvertrag auf. 

 

Der Nachfolger 

 Braucht eine Finanzierung für den Erwerb der U AG130 

 Braucht eine Finanzierung für den Erwerb des Aktionärsdarlehens, sofern 

das Darlehen nicht vorgängig durch die U AG zurückbezahlt wurde 

 Erhält einen Arbeitsvertrag mit der U AG. 

 

Das Unternehmen U AG 

 Ist von der Nachfolgeregelung nicht direkt betroffen131 

 Ev. entsteht ein kurzfristiger Cashbedarf für die Rückzahlung des Aktionärs-

darlehen an U. 
  

                                                

 

 
129 U gewährt seinem Nachfolger häufig ein Verkäuferdarlehen (siehe unten). 
130 Die Finanzierung kann extern (Dritte) und/oder intern (Familie) erfolgen. 
131 Bei der entgeltlichen Nachfolgeregelung muss in der Praxis allerdings ein Grossteil des Kaufprei-

ses indirekt aus der Unternehmung finanziert werden. 
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Der verfügbare Erlös für U netto nach der Nachfolgeregelung135 sieht somit wie folgt aus: 

 

Total Verkaufserlös netto 850 

 

 Unentgeltliche Nachfolge 

Der Unternehmer U überträgt seine Beteiligung unentgeltlich an seinen Nachfolger, typi-

scherweise an ein Kind. 

Er überträgt auch sein Aktionärsdarlehen unentgeltlich an den Nachfolger oder ein anderes 

Kind.   

Er erhält für diese Übertragungen keine Gegenleistung. 

Da in der Schweiz unentgeltliche Übertragungen von beweglichem Vermögen von Eltern an 

die Kinder in praktisch allen Kantonen von der Erbschafts- und Schenkungssteuer befreit 

sind entstehen keine Steuerfolgen aus dieser Nachfolgeregelung.  

Die laufenden Einkommen von U aus Dividende, Zins und unselbständiger Erwerbstätigkeit 

fallen mit der Nachfolgeregelung weg. 

 

Der verfügbare Erlös für U netto nach der Nachfolgeregelung sieht somit wie folgt aus: 

 

Total Erlös netto 0 

 

 Darstellung der Auswirkungen der 99%-Initiative auf das Fallbeispiel 

Anhand des Ausgangsfalles136 werden die Steuerfolgen der Nachfolgeregelung mit der 99%-

Initiative dargestellt. 

 

  

                                                

 

 
135 In der Praxis gewährt der Unternehmer U seinem Nachfolger (Käufer) häufig ein Verkäuferdarle-

hen, um die Finanzierung der Nachfolge zu erleichtern. An der Höhe des für U verfügbaren Erlöses 
aus der Nachfolgereglung ändert sich jedoch nichts. Da der Nachfolger das Verkäuferdarlehen 
nach der Nachfolgeregelung schrittweise zurückzahlen muss ist einzig die geldmässige Verfügbar-
keit des Erlöses aufgeschoben. 

136 Kapitel 4.4.1. 
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 Fallbeispiel Unternehmer 

 Entgeltliche Nachfolge 

Der Unternehmer U verkauft die U AG zum Preis von 800. 

Der Unternehmer U will im Rahmen der Nachfolgeregelung auch sein Aktionärsdarlehen ab-

lösen. Die U AG kann dieses Darlehen in der Praxis kaum zurückbezahlen. Deshalb kauft es 

der Nachfolger zum Nominalwert von 50. 

Die laufenden Einkommen von U aus Dividende, Zins und unselbständiger Erwerbstätigkeit 

fallen mit der Nachfolgeregelung weg. 

 

Die Steuerfolgen dieser Nachfolgeregelung mit der 99%-Initiative präsentieren sich wie 

folgt:  

Der Verkauf der Beteiligung U AG unterliegt als privater Kapitalgewinn auf beweglichem Ver-

mögen der direkten Bundessteuer und der kantonalen Einkommensteuer.137 Die Höhe des 

Kapitalgewinns ist fraglich. Da nach Auffassung der Initianten auch die Rückzahlung von 

Grund- und Stammkapital sowie von Reserven aus Kapitaleinlagen im Anwendungsbereich 

der Initiative liegen138 rechtfertigt es sich, den gesamten Verkaufserlös von 800 als «Kapital-

einkommen» gemäss Initiative zu betrachten.  

Der Verkauf des Aktionärsdarlehens erfolgt zum Nominalwert des Darlehens von 50. Ein Ka-

pitalgewinn wird nicht erzielt. Auch handelt es sich nicht um die Rückzahlung von Grund- und 

Stammkapital sowie von Reserven aus Kapitaleinlagen. Deshalb rechtfertigt es sich, den Er-

lös von 50 nicht als «Kapitaleinkommen» gemäss Initiative zu betrachten. 

Für die Berechnung der Steuerfolgen gemäss Initiative ist der Schwellenbetrag zu berück-

sichtigen.139 Für die nachfolgende Berechnung wird unterstellt, dass der Schwellenbetrag 

von CHF 100'000 durch andere Einkünfte abgedeckt wird und damit bei der Berechnung der 

Steuerfolgen der Verkäufe nicht mehr zu berücksichtigen ist140. 

Damit erhält Unternehmer U mit Wohnsitz Aarau bzw. Zug oder Lausanne aus dem Verkauf 

der Beteiligung U AG und des Aktionärsdarlehens folgende Gegenleistung: 

 

                                                

 

 
137 Kapitel 3.5.2.5. 
138 Kapitel 3.5.2.3. 
139 Kapitel 3.4.2.2. 
140 Bei der Nachfolge wird die gesamte, über die Jahre erarbeitete Substanz übertragen. Der Schwel-

lenwert wird wohl auch bei kleineren Verhältnissen überschritten. Bei Nachfolgen kann die Wirkung 
des Schwellenwertes damit vernachlässigt werden. 
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 Unentgeltliche Nachfolge 

Der Unternehmer U überträgt seine Beteiligung unentgeltlich an seinen Nachfolger, typi-

scherweise an ein Kind. 

Er überträgt auch sein Aktionärsdarlehen unentgeltlich an den Nachfolger oder ein anderes 

Kind.   

Er erhält für diese Übertragungen keine Gegenleistung. 

Da in der Schweiz unentgeltliche Übertragungen von beweglichem Vermögen von Eltern an 

die Kinder in praktisch allen Kantonen von der Erbschafts- und Schenkungssteuer befreit 

sind entstehen keine Steuerfolgen aus dieser Nachfolgeregelung. Daran ändert die Initiative 

nichts. 

Die laufenden Einkommen von U aus Dividende, Zins und unselbständiger Erwerbstätigkeit 

fallen mit der Nachfolgeregelung weg. 

Der verfügbare Erlös nach der Nachfolgeregelung sieht somit wie folgt aus: 

 

Total Verkaufserlös netto 0 

 

Der Vergleich für Unternehmer U für seine Nachfolgeregelung nach geltendem Recht und 

nach Inkrafttreten der Initiative zeigt folgendes Bild: 

 

Total Erlös netto nach geltendem Recht 0 

Total Erlös netto nach Initiative 0 

Auswirkung Initiative keine 
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 Fallbeispiel Start up 

 Fallbeispiel nach geltendem Recht 

 

 

Eckpunkte in Zahlen: 

 

Beteiligung von S an der S AG 

100% Beteiligung 

Aktienkapital 120 

Verkehrswert 200  

Dividende keine 

Gehalt S netto gemäss Lohnausweis 5 p.a. 

 

Bei Start ups steht typischerweise die entgeltliche Nachfolge ("Exit") im Vordergrund. Der 

Gründer S wird seinen Anteil an der S AG ganz oder teilweise veräussern und so seine er-

folgreiche Geschäftsidee verkaufen. Auf die Darstellung der unentgeltlichen Nachfolge wird 

deshalb verzichtet. 

Der Gründer S141 verkauft seine Beteiligung an der S AG zum Verkehrswert von 200.  

Das laufende Einkommen von S aus unselbständiger Erwerbstätigkeit bleibt trotz Exit beste-

hen, da das Know-How von S auch nach Verkauf gefragt ist. 

 

                                                

 

 
141 Auf den Fall des Verkaufs von Mitarbeiteraktien soll hier nicht weiter eingegangen werden. 

Arbeitsvertrag 

S 

S AG 

100% 
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Die Steuerfolgen dieser Nachfolgeregelung nach geltendem Recht präsentieren sich wie 

folgt:  

Der Verkauf der Beteiligung S AG unterliegt weder bei der direkten Bundessteuer noch auf 

Stufe Kanton der Einkommensteuer. Er stellt einen steuerfreien privaten Kapitalgewinn dar. 

Vorbehalten sind die Tatbestände der sog. indirekten Teilliquidation und der Transponie-

rung.142  

Damit erhält Unternehmer S aus dem Verkauf des Start ups S AG folgende Gegenleistung: 

 

Verkaufspreis S AG  200 

./. Steuerfolgen Verkauf 0 

Total Verkaufserlös netto 200 

 

Der verfügbare Erlös nach der Nachfolgeregelung143 sieht somit wie folgt aus: 

 

Total Verkaufserlös netto 200 

 

 Fallbeispiel nach 99%-Initiative 

Der Gründer S144 verkauft seine Beteiligung an der S AG zum Verkehrswert von 200.  

Das laufende Einkommen von S aus unselbständiger Erwerbstätigkeit bleibt trotz Exit beste-

hen, da das Know-How von S auch nach Verkauf gefragt ist. 

 

Die Steuerfolgen dieser Nachfolgeregelung mit der 99%-Initiative präsentieren sich wie 

folgt:  

                                                

 

 
142 Zum Ganzen vorne. 
143 In der Praxis gewährt der Unternehmer U seinem Nachfolger (Käufer) häufig ein Verkäuferdarle-

hen, um die Finanzierung der Nachfolge zu erleichtern. An der Höhe des für U verfügbaren Erlöses 
aus der Nachfolgereglung ändert sich jedoch nichts. Da der Nachfolger das Verkäuferdarlehen 
nach der Nachfolgeregelung schrittweise zurückzahlen muss ist einzig die geldmässige Verfügbar-
keit des Erlöses aufgeschoben. 

144 Auf den Fall des Verkaufs von Mitarbeiteraktien soll hier nicht weiter eingegangen werden. 

 










